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Chronique générale

Eléments du système politique

Problèmes politiques fondamentaux

Identité nationale

Ende Mai 2018 veröffentlichte die Denkfabrik Avenir Suisse das «Weissbuch Schweiz –
Sechs Skizzen der Zukunft». Der Name ist eine Anlehnung an die im Jahr 1995
erschienene Publikation «Mut zum Aufbruch», die auch als «Weissbuch» bezeichnet
worden war. Diese war damals von Wirtschaftsführern verfasst worden und hatte
Empfehlungen abgegeben, wie ihrer Meinung nach die Schweiz nach dem EWR-Nein
wettbewerbsfähig bleiben konnte. Die Reaktionen auf dieses Buch waren damals
teilweise heftig ausgefallen. Auch im Weissbuch von Avenir Suisse, 23 Jahre später,
dreht sich alles um das Verhältnis Schweiz-EU. Das Buch zeigt sechs mögliche
Zukunftsszenarien der Schweiz für das Jahr 2030 auf, die von einer Isolation bis zum
vollumfänglichen EU-Beitritt reichen. Wie der Direktor von Avenir Suisse, Peter
Grünenfelder, gegenüber der NZZ sagte, gehe es Avenir Suisse mit dem «Weissbuch»
insbesondere darum, Anstösse zu geben und allfällige Denkverbote, gerade was einen
EU-Beitritt anbelange, aufzuheben.

Die sechs Skizzen für die Schweiz befinden sich an unterschiedlichen Stellen innerhalb
eines Koordinatenkreuzes mit den Polen «Korporatismus versus offene Märkte» (x-
Achse) und den Polen «Integration versus Autonomie» (y-Achse). Das erste Szenario,
der «Selbstbestimmte Rückzug», ist gekennzeichnet durch Korporatismus und
Autonomie und würde einen europapolitischen Alleingang der Schweiz, bedingt durch
die Kündigung der Bilateralen Verträge mit der EU, bedeuten und wäre charakterisiert
durch eine restriktive Zuwanderungspolitik und einem hohen Selbstversorgungsgrad.
Die weiteren Skizzen «Globale Oase» und «Club Schweiz» sind beide geprägt von
Autonomie und offenen Märkten, wobei die «Globale Oase» extremer ist, sowohl was
den Grad an Autonomie als auch was den Grad an offenen Märkten angeht. Auch unter
diesen Szenarien würde die Schweiz die Bilateralen Verträge mit der EU kündigen und
stattdessen Freihandelsabkommen mit der EU und Drittstaaten abschliessen. Beiden
Skizzen unterliegt eine systematische Deregulierung und Privatisierung von staatsnahen
Betrieben. Die «Globale Oase» enthält zudem einen obligatorischen Bürgerinnen- und
Bürgerdienst, der auch für Ausländer gelten würde. Im dritten Quadranten des
Koordinatenkreuzes – charakterisiert durch Integration und offene Märkte – gibt es
wiederum zwei Szenarien: Die «Tragfähige Partnerschaft» einerseits und die
«Europäische Normalität» andererseits. Während die tragfähige Partnerschaft eine
Erweiterung der Bilateralen Verträge mit der EU, ein dynamisches Rahmenabkommen
mit Schiedsgericht und eine Lockerung der flankierenden Massnahmen einschliesst,
beinhaltet die europäische Normalität einen vollumfänglichen EU-Beitritt der Schweiz,
der mit einer Übernahme des Euro einhergeht. Der «Skandinavische Weg», zu guter
Letzt, befindet sich im letzten Quadranten des  Koordinatenkreuzes mit den
Charakterzügen Integration und Korporatismus. Dieser Weg beinhaltet ebenfalls einen
EU-Beitritt, allerdings ohne Übernahme des Euro, stattdessen mit der Beibehaltung
einer eigenständigen Währungspolitik. Das skandinavische Modell ist zudem geprägt von
einem stärker ausgebauten Sozialstaat, einer Einheitskrankenkasse und einem Ein-
Säulen-Prinzip bei der Altersvorsorge.

Die Tageszeitung Blick beleuchtete das «Weissbuch» von Avenir Suisse in einer
dreitägigen Serie, an deren Ende sie den Parteichefs der Jungparteien auf den Zahn
fühlte. Die Frage war, welches der sechs Szenarien sie sich für die Schweiz im Jahr
2030 wünschen würden und natürlich indirekt, wie sie zur EU stehen. Dabei stellte sich
das Modell der «Tragfähigen Partnerschaft» als das beliebteste heraus: Es wurde
sowohl von Nico Planzer, Präsident der Jungen BDP, Tino Schneider, Co-Präsident der
Jungen CVP, Pascal Vuichard, Co-Präsidenten der Jungen Grünliberale und Luzian
Franzini, Präsident der Jungen Grüne, bevorzugt, wobei Vuichard dieses Szenario mit
Elementen der «Globalen Oase» ergänzen würde und sich Franzini auch einen EU-
Beitritt à la Skandinavien vorstellen könnte. Für den Präsidenten der Jungfreisinnigen,
Andri Silberschmidt, bildet die «Globale Oase» das passendste Schweizer
Zukunftsszenario – allerdings mit einer Ausnahme: Die Bilateralen Verträge mit der EU
dürften nicht gekündigt werden. Ebenfalls Elemente der «Globalen Oase» beinhaltet
das Schweizer Zukunftsmodell des Präsidenten der Jungen SVP, Benjamin Fischer;
allerdings in Kombination mit Elementen des «Selbstbestimmten Rückzugs» und des
«Clubs Schweiz». Keine der sechs Skizzen passte derweil für die Präsidentin der

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.05.2018
SAMUEL BERNET
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Jungsozialistinnen und -sozialisten, Tamara Funiciello. Ihr Zukunftsbild der Schweiz sei
vielmehr jenes, in der «Menschen ohne Schweizer Pass nicht mehr diskriminiert
werden, Frauen endlich gleichgestellt sind und Superreiche gerecht besteuert
werden». 1

Ordre juridique

Ordre public

Am meisten Grosskundgebungen (1'000 und mehr Teilnehmende) fanden für einmal in
Genf statt (sieben); je sechs waren es in Bern und Zürich. Insgesamt kam es zu 25
Grossdemonstrationen (1994: 26). Wie immer in den letzten Jahren standen
mehrheitlich nicht die Verhältnisse in der Schweiz, sondern die Politik anderer Staaten
betreffende Fragen im Vordergrund (14). Bei elf dieser Manifestationen protestierten in
der Schweiz wohnende Ausländer (Albaner aus dem serbischen Kosovo, Kurden und
Alewiten aus der Türkei, Tamilen aus Sri Lanka sowie Tibeter) gegen die Verhältnisse in
ihren Heimatländern. Drei grosse und eine Vielzahl von kleineren lokalen
Demonstrationen hatten die französischen Atomversuche im Pazifik zum Thema;
auffallend war, dass sich dabei sehr viele Jugendliche engagierten. Bei den elf
Grossdemonstrationen zu schweizerischen Themen standen die Proteste des
Verwaltungspersonals gegen kantonale Sparmassnahmen (v.a. in der Waadt) sowie die
Wünschbarkeit der Integration der Schweiz in die EU im Vordergrund. Die beiden
grössten Kundgebungen fanden in Bern statt und mobilisierten je rund 12'000 Personen
(Kosovo-Albaner resp. Gegner der französischen Atomversuche).

In der folgenden Zusammenstellung sind die Kundgebungen der Gewerkschaften zum 1.
Mai, welche in den Grossstädten jeweils einige Tausend Beteiligte aufweisen, nicht
erfasst. Demonstrationen mit 1'000 und mehr Teilnehmenden:
Genf: 2'000/Kurden, 4'000/Tamilen, 4'000/gegen franz. Atomversuche,
7'000/Kosovo-Albaner, 1'000/Gewerkschafter, 1'500/im Vorfeld eines Militär-Defilees,
2'000/gegen Verhaftungen anlässlich Militär-Defilee;
Bern: 2'500/Bosnier, 1'000/Exil-Tibeter, 12'000/Kosovo-Albaner, 6'000/gegen franz.
Atomversuche, 12'000/gegen franz. Atomversuche, 4'000/Tamilen;
Zürich: 2'000/Alewiten aus der Türkei, 1'500/Kosovo-Albaner, 1'000/Schwule und
Lesben, 3'000/gegen den Krieg in Bosnien, je 10'000/contra EU-Beitritt resp. für eine
offene Schweiz);
Lausanne: 10'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen, 10'000/kantonale
Angestellte gegen Sparmassnahmen;
Amriswil (TG): 3'000/Landwirte;
Biel: 3'000/pro EU-Beitritt;
Basel: 1'000/Alewiten aus der Türkei;
Luzern: 1'000/kantonale Angestellte gegen Sparmassnahmen. 2

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.1995
HANS HIRTER

Sécurité intérieure

Dafür, dass bei europapolitischen Vorlagen im Durchschnitt rund 51 Prozent der
Stimmberechtigten an der Abstimmung teilnehmen, war die Beteiligung bei der
Abstimmung über die Übernahme der geänderten EU-Waffenrichtlinie vom 19. Mai
2019 mit 43.9 Prozent ausserordentlich tief. Dieser Befund, der aus der im Juli 2019
veröffentlichten VOTO-Studie hervorging, ging Hand in Hand mit der für eine Europa-
Abstimmung ungewöhnlich geringen Bedeutung, die die Befragten der
Abstimmungsvorlage zumassen. Überdies auffallend für eine Europa-relevante Frage
war, dass die SVP, die als einzige grosse Partei das Nein-Lager repräsentierte, nur 35
Prozent ihrer Wählerschaft mobilisieren konnte, während bei den anderen grösseren
Parteien immerhin zwischen 42 (Grüne) und 60 Prozent (CVP) der Sympathisantinnen
und Sympathisanten an der Abstimmung teilnahmen.
Wenig überraschend stimmten Schusswaffenbesitzerinnen und -besitzer der Vorlage
seltener zu als Personen, die keine Schusswaffe besitzen, wobei der Schusswaffenbesitz
aber nicht mit einer sicheren Ablehnung der Vorlage einherging. Ausserdem schien die
Frage den klassischen Links-Rechts-Konflikt zu bedienen: Je weiter links sich eine
Person selbst einstufte, desto eher stimmte sie Ja; je weiter rechts, desto eher Nein.
Dies spiegelte sich auch teilweise in den Parteisympathien: Während Anhängerinnen
und Anhänger der Grünen, der SP und der GLP zu rund 90 Prozent der Vorlage
zustimmten, hiessen sie bei der CVP-Anhängerschaft noch rund 70 Prozent und bei
jener der FDP rund 60 Prozent gut. SVP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.07.2019
KARIN FRICK
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verwarfen den Entwurf hingegen zu 75 Prozent. Dass sich bei einer europapolitischen
Fragestellung ein Viertel der Anhängerschaft der Volkspartei gegen die Parteilinie
stellte, ist wiederum bemerkenswert.
Eher unerwartet gaben fast zwei Drittel der befragten Stimmenden an, sie hätten es für
eher oder sehr unwahrscheinlich gehalten, dass die Schweiz bei einer Ablehnung der
Waffenrichtlinie wirklich aus Schengen/Dublin ausgeschlossen worden wäre. Dies war
im Abstimmungskampf das Hauptargument der Befürworterseite gewesen und stellte
sich nun als nicht wirklich überzeugend heraus. Die Autoren der Studie vermuteten,
dass die Vorlage trotzdem angenommen wurde, weil hier viele Stimmende im Sinne
einer Risikovermeidungsstrategie lieber Ja stimmten, als einen, auch
unwahrscheinlichen, Ausschluss in Kauf zu nehmen. So war die Nicht-Gefährdung von
Schengen/Dublin denn auch für eine grosse Gruppe der Ja-Stimmenden das
Hauptmotiv für ihren Stimmentscheid gewesen. Eine weitere grosse Gruppe der Ja-
Stimmenden gab als Hauptmotiv den verbesserten Schutz vor Waffengewalt an, wobei
für Frauen dieser Aspekt wichtiger war als für Männer. Das von den Nein-Stimmenden
am häufigsten genannte Motiv war, dass die Schweiz sich nicht dem Druck der EU
beugen solle; der Slogan der Gegnerseite «Nein zum Entwaffnungsdiktat der EU» schien
somit ins Schwarze getroffen zu haben. Das am zweitmeisten genannte Nein-Motiv war
die Sorge um die Schweizer Schiesssporttradition, wobei Schusswaffenbesitzerinnen
und -besitzer dieses häufiger nannten als andere Personen. Die Analyse der Argumente
zeigte zudem, dass der Graben zwischen dem Ja- und dem Nein-Lager primär entlang
der Konfliktlinie Pro-EU und Kontra-EU verlief, während die Waffenrechtsverschärfung
selber eine untergeordnete Rolle spielte. Zur komfortablen Mehrheit verhalfen der
Vorlage somit jene, so die Schlussfolgerung der Studie, «die eine Verschärfung für nicht
(dringend) notwendig hielten, aber die Schengen- und Dublin-Abkommen nicht aufs
Spiel setzen wollten». 3

Politique étrangère

Politique étrangère

Selon un sondage effectué par l'Ecole polytechnique fédérale de Zurich, 82% de la
population suisse seraient favorables au maintien de la neutralité de l'Etat. Alors que
40% des personnes partageant cette opinion se prononcent pour le strict respect de
l'indépendance nationale, les 60% restants témoignent par contre d'une certaine
volonté d'ouverture, non sans quelques divergences quant au degré d'intégration
souhaité au sein d'entités supranationales telles que l'UE ou même l'OTAN. Si les
résultats de cette enquête révèlent par ailleurs que cet attachement est presque aussi
fort en Romandie qu'en Suisse alémanique, ils indiquent en revanche que l'opinion de
certains membres de la classe politique - pour qui le statut de neutralité est dépassé
depuis la fin de la guerre froide - est fort éloignée de celle du peuple. 4

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 24.08.1995
LIONEL EPERON

Relations avec l'UE

L'analyse Vox sur les résultats du scrutin a permis de mettre en évidence une
prépondérance de votes négatifs dans tous les groupes de population observés: Ainsi,
ni le sexe, ni l'âge, ni le statut professionnel ou encore la religion ne semblent avoir joué
un rôle significatif dans l'attitude du vote. Un rejet équivalent de l'initiative a par
ailleurs été observable au sein des grandes villes et à la campagne, de même qu'en
Suisse alémanique et en Suisse romande. Il s'est toutefois avéré que l'opposition aux
revendications des Démocrates suisses/Lega a été nettement moins virulente parmi les
personnes se sentant proches de l'UDC qu'au sein des sympathisants des autres partis
gouvernementaux. L'analyse du comportement du vote par rapport à l'axe idéologique
gauche-droite a d'ailleurs révélé que le rejet de l'initiative a eu tendance à s'accroître à
mesure que l'on se rapprochait de la gauche de l'échiquier politique. L'examen des
raisons avancées par les votants pour justifier leur décision a finalement montré que la
question de l'adhésion de la Suisse à l'UE n'a joué qu'un rôle secondaire dans le résultat
du scrutin, du fait que les opinions se sont avant tout formées sur la base des motifs
d'ordre constitutionnel invoqués par les autorités. Ainsi, l'analyse Vox est parvenue à la
conclusion que le rejet à plus de 70% de l'initiative ne pouvait en aucun cas être
interprété comme un témoignage d'ouverture en faveur de l'entrée de la Confédération
au sein de l'Union européenne. 5

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 09.06.1997
LIONEL EPERON
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Le Seco a présenté, durant l’année sous revue, deux rapports relatifs à la question de
la libre circulation des personnes. Le premier a conclu que les conditions de salaire et
de travail ont été respectées depuis la mise en application de la libre circulation en juin
2004. Le second rapport, réalisé conjointement avec l’Office fédéral des migrations et
l’OFS, a mis en lumière que la vague migratoire vers la Suisse n’a pas eu lieu dès 2002,
comme le laissaient entendre les opposants à la libre circulation. Au contraire,
l’immigration a légèrement diminué entre le 1er juin 2002 et le 31 décembre 2004. La
libre circulation n’a en outre pas eu d’effet sensible sur le taux de chômage, celui des
Suisses restant deux fois moins important que celui des étrangers. Quant au dumping
salarial, sur 14 000 contrats contrôlés, seuls 354 cas ont été recensés, soit une
proportion de 2,5%. 6

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 29.06.2005
ELIE BURGOS

L’analyse VOX a montré que la confiance placée dans le Conseil fédéral a été l’élément
le plus important dans le choix des votants. Les personnes qui lui faisaient confiance
ont approuvé l’accord à 83%, alors que celles qui s’en méfiaient l’ont accepté à 25%.
Les sympathies partisanes ont également joué un rôle important. Les sympathisants du
PDC, du PLR et du PS ont ainsi suivi les recommandations de leur parti respectivement
par 75%, 77% et 80% des voix. Ceux de l’UDC ont fait de même à 94%, rejetant
massivement l’accord. Finalement les personnes non alignées sur un parti se sont
exprimées en faveur de l’accord à 69%, soit presque 10% de plus que la moyenne
nationale. Par ailleurs, l’appartenance gauche-droite a entraîné des répercussions
moins fortes que les sympathies partisanes. Ainsi, l’approbation a été plus forte parmi
les votants de gauche (91%) et d’extrême gauche (77%). Les votants se classant au centre
ont approuvé l’accord par 64%, ceux s’estimant à droite l’ont fait à 46% et ceux de
l’extrême droite à 21 %. La position par rapport aux étrangers a pesé également de
manière importante sur la décision des électeurs. Les tenants d’une politique égalitaire
à leur encontre ont soutenu massivement l’accord (83%), ceux qui donnaient une
préférence nationale l’ont majoritairement rejeté (70%). Les caractéristiques sociales
et économiques ont eu un faible impact sur l’issue de la votation. Toutefois, les
catégories urbaines, matériellement aisées et issues de hautes écoles ont approuvé cet
accord de manière plus nette. Finalement, la Suisse romande l’a approuvé à 66%, la
Suisse alémanique à 59% et la Suisse italienne à 34%. 7

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 09.02.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Eine vom SECO bestellte Evaluation der flankierenden Massnahmen zur
Personenfreizügigkeit durch das zuständige Observatorium, welcher ebenfalls im Mai
publiziert wurde, zeigte das beträchtliche Ausmass an Lohndumping in der Schweiz auf.
Vor allem im Bau- und Reinigungsgewerbe wurden die in den Gesamtarbeitsverträgen
festgesetzten Löhne in beinahe 40 Prozent der kontrollierten Fälle von EU-Firmen
unterschritten. Sowohl Gewerkschaften als auch Parteien forderten daraufhin klare
Massnahmen, um diese Entwicklung zu bekämpfen. Dennoch zog das SECO eine
insgesamt positive Bilanz der Funktionsweise der Verträge über die
Personenfreizügigkeit für die Schweiz. 8

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 27.05.2011
ANITA KÄPPELI

Politique économique extérieure

Une étude du Fonds national de la recherche scientifique (FNRS) a démontré que la
conclusion d’accords de libre-échange avec des états non-européens n’était pas une
alternative sérieuse à l’intégration de la Suisse dans l’Europe et notamment l’UE. Selon
cette étude, l’importance économique de tels accords ne doit pas être surestimée et
les principaux partenaires commerciaux de la Suisse continueront d’être ses voisins du
vieux continent. Une adhésion à l’ALENA (Amérique du Nord et Mexique) ou un accord
de libre-échange avec les Etats-Unis n’aurait que des effets marginaux. 9

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 28.06.1999
FRANÇOIS HUGUENET
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Armée

Armée et société

Au mois de mars, les résultats de l’enquête «Sécurité 2009», une enquête d’opinion
menée chaque année par le Centre de recherches sur la politique de sécurité et
l’Académie militaire de l’Ecole polytechnique fédérale de Zürich (EPFZ), ont été rendus
publics. En 2009, le sentiment général de sécurité des Suisses a atteint le pic enregistré
en 2008: 90% des personnes interrogées ont affirmé se sentir «très en sécurité» ou
«plutôt en sécurité». Seul 1 % des Suisses ne se sentaient «pas du tout en sécurité». En
ce qui concerne les engagements militaires dans le cadre d'alliances et de l'ONU, les
engagements dans le cadre de l'ONU ont continué à être plus soutenus qu'une
coopération en matière de politique de sécurité dans le cadre de l'OTAN ou d'une
armée européenne. Ainsi, le taux d'approbation des troupes suisses de promotion de la
paix au profit de l'ONU était majoritaire (53% en 2009, soit -1% par rapport à 2008)
mais restait toutefois en diminution constante, tandis qu’une augmentation du taux
d'approbation d'un rapprochement avec l'OTAN s'est dessinée (38%, +4%) sans pour
autant plébisciter une adhésion au traité lui-même (21%). La proportion d’avis favorable
aux engagements armés à l'étranger a quant à elle diminué par rapport à l'année
précédente (36%, -3%). Concernant les collaborations au sein de l'Europe, seule une
minorité des sondés a souhaité que la Suisse participe à la constitution d'une armée
européenne (24%) et les opinions restaient majoritairement favorables à des
coopérations multiples avec des Etats européens même si la tendance était
significativement à la baisse depuis 2001. En matière d'autonomie nationale, si une
moitié des sondés a considéré que la Suisse ne devait compter que sur sa propre
défense nationale (50%, -3%), une majorité d'entre eux a estimé que la sécurité
nationale était de plus en plus influencée par d'autres Etats (52%, 0%). Au demeurant,
l'utilité de l’armée s’est elle renforcée par rapport à l'année précédente. Ainsi, une
forte majorité des personnes interrogées était d'avis que l'armée était «absolument
indispensable» ou «plutôt indispensable» (75%, +6%). Seul 13% des personnes sondées
ont estimé que l'on pouvait supprimer l'armée. Le nombre de partisans d'une armée de
métier est resté stable après le recul recensé l'année précédente (42%, +1%). Ils étaient
de la sorte sensiblement moins nombreux que les partisans d'une armée de milice (51%,
0%). Par ailleurs, le nombre des sympathisants de la suppression de l’obligation de
servir et de l’introduction d’un service militaire volontaire a enregistré un léger
renforcement par rapport à 2008, de 42% à 44%. L'obligation de servir restait toutefois
plus forte (47%). Depuis plusieurs années, la tendance indiquait que le budget alloué à
l'armée était estimé trop élevé. Cependant, pour la première fois, une plus forte
proportion des sondés a considéré les dépenses de l'armée «raisonnables» (46%, +4%)
par rapport à ceux qui les ont jugées trop élevées (40%, -5%). L'efficacité de l'armée a
été évaluée pour l’année sous revue par l'échantillon représentatif de la population
suisse comme cela l'avait été fait en 1995, 1998 et 2003. Il en est ressortit que malgré
une estimation positive de l'équipement (74%) et de l'instruction (59%), une minorité
des sondés ont jugé la motivation des militaires comme «bonne» ou «plutôt bonne»
(41%). Finalement, en comparaison avec les moyennes des années 1995 à 2009, l'armée
a obtenu de moins bons résultats en terme de confiance de la part des sondés bien
qu’ils lui aient accordé une confiance considérée comme moyenne. 10

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.03.2009
SÉBASTIEN SCHNYDER

Les résultats de l’enquête «Sécurité 2010», une enquête d’opinion menée chaque
année par le Centre de recherches sur la politique de sécurité et l’Académie militaire
de l’Ecole polytechnique fédérale de Zürich (EPFZ), ont été rendus publics. Les
personnes interrogées se sentent un peu moins en sécurité que l’année précédente.
Seules 88% d’entre elles se déclarent sereines et optimistes concernant la sécurité
personnelle et seulement 69% le sont au sujet de l’avenir du pays. Pareillement, 48%
d’entre elles estiment que la situation internationale ne changerait pas. S’agissant de
l’armée, 74% des sondés estiment que l’armée est nécessaire et 71% d’entre eux
considèrent qu’il est utile qu’elle soit bien instruite et bien équipée. Toutefois, 46% la
jugent trop volumineuse. La moitié des personnes interrogées estiment encore que le
budget de la Défense doit se maintenir au même niveau que les années précédentes,
alors qu’un cinquième juge qu’il doit augmenter et un autre cinquième qu’il doit
diminuer. Par ailleurs, le modèle de l’armée de milice est soutenu par 50% des sondés
alors que celui d’une armée professionnelle par 44%. La suppression de l’obligation
générale de servir a été défendue par 45% des personnes consultées (+1% par rapport à
2009). Au demeurant, les sondés semblent méfiants face aux engagements à l’étranger,
seulement 56% d’entre eux les ont approuvés. A ce sujet, ils ne sont pas unanimes
concernant les questions touchant le nombre, l’utilisation des armes, ainsi que l’impact

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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sur la neutralité et la solidarité internationale. Les rapprochements politiques avec l’UE
et l’OTAN sont vus avec scepticisme. Ils sont exclusivement appuyés par respectivement
50% et 40% de la population interrogée. Les adhésions à ces mêmes organisations ne
sont soutenues respectivement que par 31% et 21% des citoyens consultés. Ainsi, leur
majorité semble souhaiter le maintien d’une collaboration internationale sans lien
institutionnel qui touche à la souveraineté helvétique. Du reste, 72% des personnes
interrogées sont favorables au libre choix entre le service civil et militaire et 59%
d’entre elles considèrent nécessaire de devoir justifier l’incorporation au service civil
par des problèmes de conscience. Finalement, si la confiance en l’armée a augmenté
de 0,2% par rapport à 2009, elle reste modeste tout en étant au-dessous de la
moyenne des années précédentes. 11

Infrastructure et environnement

Energie

Politique énergétique

Suite à la décision prise dans le courant du mois de juin par les ministres de l'énergie
de l'UE de libéraliser le marché européen de l'électricité de façon progressive et
partielle, la question de l'ouverture du marché électrique helvétique à la concurrence
s'est faite d'autant plus pressante, tant auprès des autorités fédérales et des milieux
industriels qu'auprès des producteurs et distributeurs d'électricité. A cet égard, l'Union
des centrales suisses d'électricité a fait établir une étude dont les résultats ont
démontré que la Confédération connaît une des impositions fiscales sur le courant
électrique parmi les plus fortes en Europe. Soucieux de lutter à armes égales avec leurs
concurrents européens au cas où une libéralisation du marché national viendrait à être
décrétée, les producteurs d'électricité ont dès lors revendiqué un abaissement de la
charge fiscale qui frappe l'ensemble du secteur électrique helvétique à hauteur de
quelque CHF deux milliards par année. 12

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 09.10.1996
LIONEL EPERON

Produits pétroliers et gaz

In einem Projekt, das vom BFE unterstützt wurde, untersuchten Expertinnen und
Experten die Entwicklung der europäischen Erdgasversorgung und deren
Rückwirkungen auf die Schweiz. Es wurde festgehalten, dass eine hohe
gesamteuropäische Abhängigkeit von russischen Importen bestehe und die Schweiz
über keine eigenen Speichermöglichkeiten verfüge. Daher sei eine Koordination mit der
EU sinnvoll. Ein weiterer wichtiger Untersuchungsgegenstand war die Ausarbeitung
möglicher Szenarien einer Schweizer Marktöffnung. Diesbezüglich untersuchten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler ein vereinfachtes Entry-Exit Marktmodell –
ein Modell, bei dem verschiedene Gaslieferanten mit dem gleichen Netz wirtschaften,
nur eine Einspeise- und eine Entnahmegebühr zu entrichten sind und der Transportweg
für die Kostenberechnung als unbedeutend gilt. Das Fachteam kam dabei jedoch nicht
zu einem eindeutigen optimalen Tarifmodell für die Schweiz, da mit verschiedenen
Preisoptionen für die Einspeise- und die Entnahmegebühr nur geringe Unterschiede
festgestellt werden konnten und die Aussagekraft ihres Modells aufgrund der
Vereinfachung limitiert sei. Die Auswirkungen einer Liberalisierung des Gasmarktes in
der Schweiz seien deshalb vorwiegend von Entwicklungen auf dem gesamten
europäischen Gasmarkt und von einem gut geregelten Zugang der Schweiz zu
ebendiesem abhängig und basierten weniger stark auf der genauen Spezifizierung des
Entry-Exit Modells, so das BFE im Final-Report vom Herbst 2018. 13

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 19.11.2018
MARCO ACKERMANN
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Transports et communications

Chemin de fer

L'analyse VOX a révélé que cet objet revêtait une importance particulière aux yeux des
citoyens qui l’ont considéré comme essentiel pour l'avenir du pays. L'influence sur le
comportement de vote du positionnement sur l'échiquier politique a été importante.
Alors que les sympathisants de la gauche ont approuvé massivement l'objet, à mesure
qu'on se rapprochait des positions de la droite radicale, le soutien a décliné
progressivement. Les partisans du projet ont été motivés par les aspects positifs sur
l'environnement et par les perspectives d'amélioration des relations avec l'Europe et de
l'emploi. Pour justifier leur décision, ils ont invoqué l'importance du réseau ferroviaire
pour alléger le réseau routier et transférer les marchandises de la route au rail. Ensuite,
l'argument européen a été mentionné. L'acceptation de l'objet permettrait d’envisager
une conclusion rapide des négociations bilatérales. Finalement, les partisans ont
souligné le fait que le financement du projet était assuré, notamment par la RPLP
approuvée en septembre. Du côté du non, les motifs ont été essentiellement liés aux
coûts du projet (9 personnes sur 10). De manière bien moins importante, les opposants
ont estimé que le percement de deux tunnels n'était pas justifié, et en dernier lieu, ils
ont mentionné le credo antieuropéen. 14

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.11.1998
LAURE DUPRAZ

Politique sociale

Population et travail

Evolution de la population

A la fin de l’année 2013, la population résidente permanente s’est élevée à 8'136'700
habitants, soit une augmentation de 97'600 personnes par rapport à 2012. En
comparaison de la hausse enregistrée durant l’année précédente (+1,0%), le taux de
croissance a légèrement progressé (+1,2%). Comme cela fut le cas au cours de la
dernière décennie, le solde positif est principalement imputable aux mouvements
migratoires. L’immigration nette a affiché une croissance de 80'400 personnes, ce qui
correspond à une forte hausse de 24,1% par rapport à 2012. Quant à l’accroissement
naturel, soit la différence entre les naissances et les décès, celui-ci s’est monté à
17'200 personnes. Au niveau des sexes, la Suisse compte aujourd’hui 4,1 millions de
femmes et 4,0 millions d’hommes. Si les hommes sont un peu plus représentés que les
femmes dans la classe d’âge la plus jeune (entre 0 et 24 ans), la répartition s’inverse
progressivement. Les différences s’accentuent à partir de 60 ans. Parmi les 1'500
centenaires que recense l’Office fédéral de la statistique (OFS), la proportion des
femmes atteint 77%. Pour ce qui est de l’évolution démographique à travers le
territoire, la population résidente a augmenté dans tous les cantons. Fribourg (+2,1%),
Thurgovie (+1,6%), le Valais (+1,5%), l’Argovie (+1,4%) suivis de Genève et Zoug (+1,3%
chacun) ont affiché les plus fortes hausses. La croissance la moins importante a été
observée dans le demi-canton d’Appenzell Rhodes-Intérieures (+0,4%).
Durant la session d’hiver, le Conseil national a transmis un postulat Schneider-
Schneiter (pdc, BL) chargeant le Conseil fédéral d’élaborer une synthèse sur la stratégie
démographique en se basant sur les rapports démographiques soumis par les différents
départements fédéraux. Le but du rapport demandé consiste à établir une stratégie
permettant de faire face au changement démographique. 15

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 31.12.2013
LAURENT BERNHARD

Marché du travail

D’après le quatorzième rapport de l’Observatoire sur la libre circulation des
personnes entre la Suisse et l’UE, le solde migratoire par rapport à l'UE/AELE se
montait à 31'250 personnes pour l’année 2017. Par rapport à 2016, il y a eu un recul de 11
points de pourcentage. En incluant l’immigration en provenance des Etats tiers, le bilan
migratoire atteignait 53'950 individus. Les immigrés de l’Europe du Sud ont été moins
nombreux en raison de l’amélioration de leurs perspectives d’emplois sur leur marché
du travail. L’immigration allemande et française est restée stable, alors que le Portugal a
affiché un solde négatif. Les Bulgares et les Roumains ont été les plus nombreux à
immigrer. Toutefois, la Suisse n'est toujours pas le pays prioritaire pour la main-
d’œuvre en provenance d'Europe de l'Est. La libre circulation des personnes a su
satisfaire la demande en main-d’œuvre bien qualifiée de ces dernières années. Ainsi,
54% des immigrés étaient titulaires d’une formation tertiaire – les Français

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 03.07.2018
DIANE PORCELLANA

01.01.90 - 01.01.20 7ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



représentaient 70%, les Allemands 63%, les Italiens 50% et les Portugais 13%. Ils ont pu
occuper des postes correspondant à leur niveau de qualification et également
percevoir des salaires similaires à ceux de la population résidente présentant les
mêmes caractéristiques. Néanmoins, les immigrés qualifiés d'Europe du Sud et de l'Est
ne sont parfois pas parvenus à maximiser leurs diplômes de formation, engendrant des
écarts salariaux. Une des explications serait les lacunes linguistiques. Alors que la
demande de main-d’œuvre qualifiée est toujours soutenue, la main-d’œuvre aux
qualifications moins élevées est aussi recherchée. En effet, la proportion de personnes
sans formation scolaire post-obligatoire a nettement reculé ces dernières années en
Suisse. En raison de la législation helvétique, il n’est plus possible de recruter de la
main-d’œuvre faiblement qualifiée dans les Etats tiers, si bien que ce besoin est
également couvert par les immigrés de la zone UE, notamment d’Europe du Sud et de
l’Est. Le taux d’activité des ressortissants de l’UE s’élevait à 87.2% en 2017, contre 84%
en moyenne nationale et 84.4% pour les Suisses. Il n’y a pas eu de préjudice à la
population indigène. Le risque de chômage des Suisses est toujours bas, depuis des
années, tandis que la participation des immigrés au marché du travail progresse. Il
ressort que les immigrés d’Europe du Sud et de l’Est sont davantage exposés à un
risque de chômage en raison de la structure de la formation et de l’emploi. D’après les
prévisions, en raison de l’amélioration conjoncturelle synchrone de la zone UE, les
entreprises suisses pourraient rencontrer des difficultés à recruter de la main d’œuvre
dans la zone UE. 16

Le quinzième rapport de l'Observatoire sur la libre circulation des personnes entre la
Suisse et l'UE indique un solde migratoire de ressortissantes et ressortissants de
l'UE/AELE de 31'200 personnes en 2018. La stabilité du solde par rapport à l'année
précédente s'explique par la faible demande de main-d'oeuvre et une amélioration de
la situation du marché du travail dans cette zone. Pour le Portugal, le solde migratoire
est à nouveau négatif (-2'600 personnes). L’immigration nette des ressortissantes et
ressortissants des Etats tiers est de 23'500 personnes. Le bilan migratoire global atteint
donc 54'600 individus, ce qui correspond à une part de la population immigrée de 32%
par rapport au total de la main-d’œuvre suisse. Ainsi, la Suisse figure au deuxième rang
au niveau européen, derrière le Luxembourg. L'arrivée d'une main-d’œuvre jeune a pu
freiner le vieillissement de la population. Toutefois, la Suisse ne saurait tabler sur
l'immigration pour atténuer le vieillissement démographique à long terme, puisque la
part de la population en âge typique d'émigrer diminuera dans toutes les régions de
l'UE ces prochaines quinze années. L’immigration n’écarte pas la population indigène
du marché du travail. L'immigration en provenance de l'UE/AELE renforce la part de
personnes hautement qualifiées et apporte, d'après le rapport, une «excellente
complémentarité» sur le marché du travail suisse. Elle permet également d'éviter une
croissance rapide des hauts salaires en comblant la pénurie de main-d’œuvre. A l'appui
des projections conjoncturelles, la Suisse pourrait avoir des difficultés pour recruter de
la main-d’œuvre européenne en raison d'un faible niveau de chômage global dans cette
zone. 17

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.07.2019
DIANE PORCELLANA

Santé, assistance sociale, sport

Médecins et  personnel soignant

Eine Evaluation des Medizinstudiums an den Universitäten Basel, Bern, Genf, Lausanne
und Zürich durch Experten aus den USA, Belgien und Deutschland fiel wenig
schmeichelhaft aus. Die Fachleute monierten, die Ausbildung sei zu wenig
praxisorientiert, die Studierenden seien überlastet und würden zu wenig begleitet. 18

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.02.2000
MARIANNE BENTELI
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Enseignement, culture et médias

Enseignement et recherche

Hautes écoles

1999 hatten die Universitäten insgesamt 4 Mia Fr. ausgegeben. Laut Bundesamt für
Statistik entsprach dies gegenüber dem Vorjahr einer leichten Abnahme der Ausgaben
um 0,6 Prozent oder 25,6 Mio Fr. Im Landesschnitt wurden die laufenden Ausgaben zu
sieben Prozent durch den Schweizerischen Nationalfonds und zu 15 Prozent durch
Drittmittel finanziert. Die restlichen 78 Prozent setzten sich aus Beiträgen der
Hochschulkantone und der anderen Kantone, durch Grundbeiträge des Bundes,
Studiengebühren und Eigenmittel der Hochschulen zusammen. Bei insgesamt 38'700 an
den Universitäten beschäftigten Personen dominierte die Teilzeitanstellung, besetzte
doch nur ein knappes Drittel der Frauen (29%) und rund die Hälfte der Männer eine
Vollzeitstelle. Der Anteil der weiblich besetzten Professuren hatte zwischen 1990 und
1999 um 4,3 auf 7,9 Prozent zugenommen, was in absoluten Zahlen aber nach wie vor
nur 217 Frauen auf 2739 Personen entsprach. 19

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 23.12.2000
ELISABETH EHRENSPERGER

Das europäische Studentenaustauschprogramm Erasmus konnte auf sein zehnjähriges
Bestehen zurückblicken. In diesem Zeitraum stieg die Zahl der Studierenden, die von
dieser Finanzhilfe profitieren, um ein Semester im Ausland zu verbringen, von gut 300
auf fast 1500. Eine vom Bundesamt für Bildung und Wissenschaft herausgegebene
Broschüre zeigte, dass die Möglichkeiten von Erasmus allerdings sehr unterschiedlich
genutzt werden. Demnach sind die Westschweizer Studierenden mobiler als die
Deutschschweizer. Zudem sind die Geisteswissenschaften klar übervertreten: sie
stellen 27% aller Stipendiaten, aber nur 18% aller Studierenden. Untervertreten sind
hingegen die Sozialwissenschaften und die Ingenieure. 20

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 06.06.2002
MARIANNE BENTELI

Wie das Bundesamt für Statistik (BFS) mitteilte, begannen 2001 30% der jungen
Erwachsenen in der Schweiz ein Hochschulstudium; 1981 waren es erst 12% gewesen.
17'582 Personen nahmen eine Ausbildung an universitären Hochschulen und 9227 eine
an den Fachhochschulen auf. Insgesamt studierten knapp 100 000 Personen an einer
universitären Hochschule der Schweiz, rund 29'000 an einer Fachhochschule. Gemäss
BFS trugen der dynamische Wandel des Hochschulsystems und die wachsende
Bildungsnachfrage sowie die Fachhochschulen und deren fortschreitende Anerkennung
wesentlich zu der Öffnung der letzten zwanzig Jahre bei. Bei den Fachhochschulen
stieg die Quote seit ihrer Gründung 1997 von 5,2 auf 9,7% der jugendlichen
Bevölkerung. 2001 lag der Anteil der Frauen beim Universitätseintritt erstmals höher als
jener der Männer. Gemäss BFS nimmt die Beteiligung der Frauen jedoch ab, je
fortgeschrittener das Studium ist. Bei der Gesamtheit der Studierenden machen die
Frauen lediglich noch 48% aus. Von den Abschlüssen wurden 2001 34% der Doktorate
und 45% der Lizenziate und Diplome von Frauen erworben. Ein starkes Ungleichgewicht
in der Geschlechtervertretung besteht nach wie vor an den Fachhochschulen. Dort
waren 2001 lediglich 33% der Studienanfänger Frauen. Das BFS begründete den
Unterschied mit dem bisher mehrheitlich von typischen Männerdomänen bestimmten
Fächerangebot; Fachbereiche wie Kunst oder Soziale Arbeit befänden sich an den
Fachhochschulen erst im Aufbau. 21

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 18.12.2002
MARIANNE BENTELI

An den 13 Schweizer Universitäten waren im Wintersemester 2003/2004 insgesamt
109'333 Studierende eingeschrieben – rund 4600 mehr als im Vorjahr (+4,4%). 43 624
Personen (+15%) studierten an Fachhochschulen. Wie das BFS mitteilte, ist der starke
Zuwachs an den Fachhochschulen auf die Neueröffnung der Pädagogischen
Hochschulen zurückzuführen. 22

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 23.04.2004
MAGDALENA BERNATH

Der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse hatte die fünf Spitzenuniversitäten
University of California, University of Oxford, Universität Utrecht, University of Tokyo
und die Tsinghua University in China evaluieren lassen, um zu erfahren, weshalb diese
so erfolgreich sind. Gemäss Economiesuisse seien die Ergebnisse der Studie nicht eins
zu eins auf die Schweiz übertragbar. Doch um international mitzuhalten, sollten die
Schweizer Universitäten über mehr Autonomie verfügen (u.a. Freiheit in den
Anstellungs- und Besoldungsregeln), ihre Studierenden selbst auswählen und die

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 09.02.2005
MAGDALENA BERNATH
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Studiengebühren erhöhen können. Letztere sollten nicht mit staatlichen Mitteln
verrechnet, sondern zur Qualitätssteigerung der Lehre eingesetzt werden. Ein
Darlehenssystem solle zudem allen Fähigen den Zugang zur Hochschulbildung
ermöglichen. 23

Im Wintersemester 2004/05 waren an den Schweizer Hochschulen 160 000
Studierende eingeschrieben – rund 7000 mehr als im Vorjahr (+4,7%). Die Zahl der
Studierenden an den 13 universitären Hochschulen veränderte sich kaum; sie betrug
111 100. Die Universität Luzern verzeichnete wegen des Ausbaus des Studienangebots in
den Sozialwissenschaften und der Eröffnung einer Rechtsfakultät einen Zuwachs um
31%. An den übrigen Universitäten schwankte die Entwicklung zwischen einer Zunahme
von 6% in Basel, Bern und im Tessin sowie einer Abnahme von 6% in St. Gallen. Laut BFS
nimmt die Bologna-Reform langsam Gestalt an. Die Zahl der Studierenden in den neu
geschaffenen Bachelor- und den darauf aufbauenden Master-Studiengängen
verdoppelte sich gegenüber dem Vorjahr nahezu. Zurzeit streben an den Universitäten
rund 22 000 Personen einen Bachelor, rund 4000 einen Master und 63 000 ein
herkömmliches Lizenziat oder ein Diplom an. Die Zahl der Studierenden an den
Fachhochschulen nahm im vergangenen Wintersemester im Vergleich zum Vorjahr um
13% auf rund 49 000 zu, was hauptsächlich dem Transfer der Ausbildung der künftigen
Vorschul- und Primarlehrkräfte an die Pädagogischen Hochschulen zuzuschreiben ist. 24

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 03.05.2005
MAGDALENA BERNATH

Die Schweizerische Universitätskonferenz publizierte erstmals Kostenberechnungen
für die einzelnen Studienrichtungen und -orte. Gesamtschweizerisch betrugen die
durchschnittlichen Kosten pro Studierende/Jahr in den Naturwissenschaften 68 000
Fr., den exakten Wissenschaften 65 000 Fr., der Theologie 37 000 Fr., den Sprach- und
Literaturwissenschaften 20 000 Fr., den Geschichts- und Kulturwissenschaften 16 000
Fr., den Wirtschaftswissenschaften 15 000 Fr., den Sozialwissenschaften 14 000 Fr. und
den Rechtswissenschaften 13 000 Fr. Am besten war das Betreuungsverhältnis bei den
Theologen (13 Studierende pro Professor), gefolgt von den exakten Wissenschaften (15),
den Naturwissenschaften (18), den Sprach- und Literaturwissenschaften (40), den
Geschichts- und Kulturwissenschaften (49), den Wirtschaftswissenschaften (52), den
Rechtswissenschaften (59) und den Sozialwissenschaften (82). Nicht aufgeführt wurde
die Medizin, da die in den Universitätsspitälern anfallenden Kosten nur mit grossem
Aufwand auf Ausbildung und klinische Dienstleistungen aufteilbar sind. 2004 kosteten
die Fachhochschulen 1,357 Mia Fr., d.h. zwischen 17 651 und 45 595 Fr. pro
Studierende. 25

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 19.04.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Wintersemester 2005/06 waren an den Schweizer Hochschulen über 166 000
Studierende immatrikuliert, darunter 48% Frauen und 20% ausländische
Staatsangehörige. Die Zahl der Studierenden an den 13 universitären Hochschulen
nahm auf 112 309 zu (+1,1%). Den grössten Zuwachs verzeichnete die Universität Luzern
(+18%), deren 2001 gegründete Rechtsfakultät noch im Aufbau begriffen ist. An den
übrigen Universitäten schwankte die Studierendenzahl zwischen Zunahmen in
Neuenburg, an der Universität der italienischen Schweiz (je +9%) und in Basel (+8%) und
einer Abnahme um 8% an der Universität Bern, welche auf die Überführung der
Lehrkräfteausbildung an die neue Pädagogische Hochschule (PH) Bern zurückzuführen
ist. Gemäss BFS besuchten drei Viertel der Studienanfänger/innen einen
Bachelorstudiengang; ein Jahr zuvor betrug dieser Anteil erst einen Viertel. Zurzeit
streben an den Universitäten rund 36'000 Personen einen Bachelor, rund 6700 einen
Master und 46'400 ein herkömmliches Lizenziat oder ein Diplom an.

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 30.09.2006
MAGDALENA BERNATH

Im Wintersemester 2006/07 waren an den Schweizer Hochschulen über 172 000
Studierende immatrikuliert, darunter 49,7% Frauen und 23,6% ausländische
Staatsangehörige. Die Zahl der Studierenden an den 13 universitären Hochschulen
nahm auf 114 961 zu (+2,3%). Den grössten Zuwachs verzeichnete wie bereits im Vorjahr
die Universität Luzern (+15,9%), welche dicht gefolgt wird von der Universität St. Gallen,
welche eine Zunahme von 15,7% aufwies. Dies ist auf eine interne Änderung im
Studienreglement zurückzuführen. An den übrigen Universitäten schwankte die
Veränderung zwischen Zunahmen an der Universität der italienischen Schweiz (+7,6%)
und in Basel (+6,7%) und einer Abnahme von 4,7% an der Universität Genf. Im
Wintersemester 2006/07 wurde die neue Rubrik „andere universitäre Institutionen“

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 01.10.2007
LINDA ROHRER
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eingeführt. Dazu gehören die Pädagogische Hochschule St. Gallen sowie die
Universitären Fernstudien Schweiz in Brig. Die Einführung des Bologna-Prozesses hat
sich auch in der Entwicklung der Studierendenzahlen niedergeschlagen. 2006/07 waren
an den universitären Hochschulen 90% der Studienanfänger/innen in einem Bachelor-
Studiengang eingeschrieben. Mit drei Mal mehr Eintritten als im Vorjahr auf der
Bachelor-Stufe war die Universität Zürich die letzte Hochschule, die diese Studiengänge
umgesetzt hat. Im Wintersemester 2006/07 absolvierten über 45 000 Personen (+26%)
einen Bachelor-Studiengang, während in den Master-Studiengängen knapp 11 000 oder
61% mehr Studierende als im vorangehenden Semester eingeschrieben waren.

Im Berichtsjahr wurden die Ergebnisse einer gesamtschweizerischen Untersuchung
über die qualitativen (subjektiven) Auswirkungen der Bologna-Reform veröffentlicht.
Im Auftrag der Rektorenkonferenz (Crus) und der Studierendenverbände wurden 4700
Studierende zu ihrer Einschätzung des Bologna-Systems befragt. Fast Dreiviertel der
Befragten waren mit dem Studium zumindest zufrieden; 11% gaben an, sie seien
enttäuscht. Besonders Studierende der Geistes- und Sozialwissenschaften
bemängelten, dass die Erwartungen der Arbeitswelt zu wenig berücksichtigt würden. 26

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 05.09.2008
ANDREA MOSIMANN

An den Schweizer Hochschulen haben erstmals eine Mehrheit, nämlich 50,3% der
Assistierenden keinen Schweizer Pass. Gemäss der vom BFS durchgeführten Erhebung
lag der Anteil der ausländischen Jungforscher 1999 noch bei 35,3%, hat seither aber
kontinuierlich zugenommen. Besonders hoch ist der Ausländeranteil an den beiden
ETH-Standorten in Zürich (55,1%) und in Lausanne (67,3%) sowie an den Universitäten
Lugano (64,3%), Genf (59,3%) und Sankt Gallen (54,1%). Bei den Professoren lag der
Ausländeranteil bei 45,7% (1999: 36,5%). Diese Entwicklung führen Vertreter der
Vereinigungen von Assistenten und wissenschaftlichen Mitarbeitenden unter anderem
darauf zurück, dass es zunehmend schwierig ist, junge Schweizer Wissenschafter dazu
zu bewegen, eine Dissertation zu schreiben und eine universitäre Karriere ins Auge zu
fassen. Insbesondere Absolventen eines technischen oder
wirtschaftswissenschaftlichen Studiums können in der Privatwirtschaft deutlich mehr
verdienen als an der Hochschule. Als weiterer Faktor werden die unklaren
Karriereaussichten von Jungforschern angeführt. 27

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 10.08.2009
ANDREA MOSIMANN

Das Bundesamt für Statistik (BFS) prognostizierte im Berichtsjahr ein weiteres
Wachstum der Studierendenzahlen. Gemäss den Szenarien steigt die Zahl der
Studierenden zwischen 2010 und 2013 von rund 206 000 auf 226 000 bis 248 000. Dies
bedeutet eine jährliche Zunahme von 3 bis 4%. Der Zuwachs dürfte sich ab 2013 aus
demografischen Gründen abschwächen. Zwischen 2013 und 2019 wird mit einem
jährlichen Wachstum von 0,3 bis 1,3% gerechnet. Im Bildungsbericht „Panorama der
Hochschulen 2010“, welcher Ende Mai publiziert wurde, zeigte sich, dass die
Berufsaussichten von Hochschulabsolventen nach wie vor sehr gut sind. 86% der
befragten Studienabgänger hatten eine Stelle gefunden und verdienten im Mittel
jährlich 80 000 Fr. Interessant ist, dass sie für ihr Studium im Schnitt 6,3 Jahre
brauchten. Damit wurde das von der Bologna-Reform angestrebte Ziel einer Verkürzung
der Studienzeit auf fünf Jahre in vielen Fällen nicht erreicht. Laut einer weiteren
Untersuchung des BFS über die Studien- und Lebensbedingungen der
Hochschulstudierenden gingen auch mit dem Bologna-System drei Viertel der
Studierenden einer Erwerbstätigkeit nach. Der Anteil ist im Vergleich zum alten System
allerdings leicht rückläufig. 28

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 24.11.2010
ANDREA MOSIMANN

In der Schweiz stieg der Anteil ausländischer Studierender zwischen 2000 und 2009
von 14,5 auf 21,5%. Beim Masterstudium kam 2009 sogar jeder vierte Studierende aus
dem Ausland. Diese Zunahme löste im Berichtsjahr eine breite Debatte über
Gegenmassnahmen aus. Sowohl der ETH-Rat als auch die Rektorenkonferenz der
Schweizer Universitäten diskutierten über höhere Studiengebühren sowie
Zulassungsbeschränkungen und Quoten für ausländische Studierende. Denn der starke
Zustrom verschärfe die bereits bestehenden Kapazitätsprobleme und führe zu
steigenden Kosten. Weil die Bachelor-Abschlüsse im Ausland noch nicht überall den
gewünschten Standard aufweisen, fürchteten Bildungsexperten zudem einen Qualitäts-
und Reputationsverlust für die Schweizer Hochschulen. 29

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 03.12.2010
ANDREA MOSIMANN
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Im Dezember wurde eine Studie zur Umsetzung der Bologna-Reform an den
Fachhochschulen veröffentlicht. Die Untersuchung, welche die Rektorenkonferenz der
Fachhochschulen im Auftrag des Bundesamts für Berufsbildung und Technologie
erstellt hatte, stellte den Fachhochschulen ein gutes Zeugnis aus. Die Anpassung der
Studiengänge an die Bologna-Struktur sei erfolgreich verlaufen, obwohl die
Fachhochschulen im Gegensatz zu universitären Hochschulen bei der Umsetzung der
Reform mit den bestehenden finanziellen Ressourcen auskommen mussten. Der
Bericht empfiehlt unter anderem eine bessere Koordination bei der Weiterentwicklung
der Studiengänge und plädiert dafür, die Fachhochschulen künftig stärker am Bologna-
Prozess, den die europäischen Bildungsminister bis 2020 verlängert haben, zu
beteiligen. 30

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 20.12.2010
ANDREA MOSIMANN

Die zunehmende internationale Mobilität Studierender und des
Wissenschaftsnachwuchses beschäftigte die Räte und die Öffentlichkeit im
Berichtsjahr in verschiedenen Fragestellungen. Im August präsentierte die
Rektorenkonferenz der Schweizer Universitäten ein Gutachten. Dieses hält fest, dass
sowohl Zulassungsquoten als auch leistungsorientierte Zulassungsbeschränkungen und
höhere Studiengebühren für ausländische Studierende rechtmässig seien und nicht
gegen internationale Abkommen oder bilaterale Verträge verstossen. 31

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 22.08.2011
SUZANNE SCHÄR

Recherche

Im Januar wurden die Ergebnisse einer Wirkungsprüfung der Nationalen
Forschungsprogramme (NFP) veröffentlicht. Im Auftrag des Staatssekretariats für
Bildung und Forschung hatte das Zentrum für Wissenschaftsstudien 12 der bisher rund
60 Programme hinsichtlich ihrer konkreten Folgen analysiert. Die Experten attestierten
den Forschungsprogrammen gut sichtbare Effekte im Forschungssystem selbst. Aus den
NFP resultierten zahlreiche Publikationen und Doktorate und einige führten auch zu
dauerhaften Schwerpunktbildungen an den Universitäten. Zudem beurteilten sie auch
die Wirkungen mit Blick auf die praktischen Anwendungen als substantiell.
Verbesserungspotenzial orteten sie bei der Formulierung der Forschungsziele und der
Berichterstattung. 32

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 14.01.2008
ANDREA MOSIMANN

Die Schweiz erhielt aus dem 6. EU-Forschungsrahmenprogramm (2003-2006)
überproportional viele Forschungsgelder. Insgesamt wurden Schweizer
Forschungsprojekte mit rund 793 Mio Fr. unterstützt, während die Schweiz das
Programm mit 780 Mio Fr. mitfinanzierte. Im März vergab der Forschungsrat 300 neue
Förderungsbeiträge. Dabei wurden auch 15 Forschungsvorhaben aus der Schweiz
ausgewählt, die in den nächsten Jahren von finanziellen Zuschüssen profitieren können.
Im Verhältnis zur Einwohnerzahl und zur Zahl der Forschenden gehört die Schweiz
damit zu den Spitzenreitern in Europa. 33

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 03.07.2008
ANDREA MOSIMANN

Culture, langues, églises

Eglises et questions religieuses

Eine Nationalfondsstudie zur Imam-Ausbildung brachte zu Tage, dass sich eine grosse
Mehrheit der befragten Muslime wünschte, dass Imame an Schweizer Hochschulen
ausgebildet werden, die lokale Sprache beherrschen und die hiesige Gesellschafts- und
Rechtsordnung kennen. 34

ÉTUDES / STATISTIQUES
DATE: 22.07.2009
MARLÈNE GERBER

1) NZZ, 29.5.18; Blick, 30.5., 31.5., 1.6.18
2) Bund, 20.2., 27.3. und 13.11.95; NZZ, 13.3. und 28.7.95; BaZ, 15.3.95; TA, 20.3., 3.4., 26.6. und 3.10.95; SGT, 29.5.95; Lib.,
2.8. und 16.6.95; JdG, 15.8., 2.9., 20.10. und 27.11.95; Presse vom 28.8., 24.9., 25.9. und 9.10.95; 24 Heures, 25.9., 20.11. und
1.12.95; LZ, 18.10.95.
3) Milic et al. (2019). VOTO-Studie zur eidgenössischen Volksabstimmung vom 19. Mai 2019
4) Bund, 23.8.95; 24 Heures, 24.8.95.
5) Delgrande et Linder (1997). Analyse des votations fédérales du 8 juin 1997.
6) LT, 2.4.05; 24h, 29.6.05.
7) Hirter, Hans / Linder, Wolf, Analyse VOX de la votation populaire du 8 février 2009, Berne 2009.
8) Presse vom 4.5., 21.5. und 27.5.11.
9) 24h, 28.6.99.
10) Lit. Szvircsev Tresch und Wenger (2009). Sicherheit 2009
11) LT, 29.5.10.; Lit. Szvircsev Tresch und Wenger (2010). Sicherheit 2010.
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12) TA, 11.5, 20.6, 22.6 (UE) et 29.8.96; NQ, 8.5, 31.5, 21.6 et 24.6.96; SHZ, 27.6, 11.7 et 5.9.96; NZZ, 5.8, 4.9, 6.9 et 20.9.96; 24
Heures, 14.8.96; presse du 23.8.96; Bund et TW, 19.9.96; BaZ, 9.10.96.
13) BFE Magazin energia plus vom 19.11.18; Gas Final Report BFE vom 9.2018
14) L. Marquis / R. Lachat / D. Wisler, Vox: Analyse des votations fédérales du 29 novembre 1998, Genève, 1998.
15) Communiqué de l’OFS du 24.4.14; NZZ, 25.4.14.
16) Communiqué de presse SECO 3.7.18; Rapport SECO du 3.7.18
17) Communiqué de presse SECO du 1.7.19; Rapport SECO du 1.7.19; LT, 2.7.19
18) BZ, 11.1.00; LT, 1.2.00.
19) Presse vom 23.12.00.
20) Presse vom 06.06.02
21) Presse vom 18.05.02; Presse vom 18.12.02
22) NZZ, 23.4.04.
23) AZ, 27.6.05.; Presse vom 09.02.05.
24) Bund und NZZ, 4.5.05.; Medienmitteilung des BFS vom 3.5.05.
25) Presse vom 19.4. und 21.4.06.
26) NZZ, 5.9.08.
27) Bund und TA, 10.8.09.
28) BaZ, 1.6.10; NZZ, 1.10. und 24.11.10.
29) SoS, 6.9.10; TA, 8.10., 3.11. und 3.12.10; NZZ, 10.11. und 3.12.10.
30) NZZ, 20.12.10.
31) Lib., 5.5.11, NZZ, 6.6. und 22.8.11; Lib. und LN, 2.8.11.; Presse vom 22.08.11
32) NZZ, 14.1.08.
33) LT, NZZ und TA, 03.07.08.
34) Rudolph et al. (2009): Imam-Ausbildung und islamische Religionspädagogik in der Schweiz?; Bund, 22.7.09.
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